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Reith: Für echte Barrierefreiheit und gelebte Integration muss Minister
Lucha weitere Maßnahmen ergreifen

Menschen mit Behinderungen wird soziale Teilhabe zu oft erschwert – durchgängige Barrierefreiheit bei
Produkten und Dienstleistungen darf nur ein Schritt von vielen sein.

Heute wird ein Gesetzentwurf im Landtag beraten, der sich mit der Stärkung von Barrierefreiheit
beschäftigt (Drucksache 17/8161). Das kommentiert der sozialpolitische Sprecher der FDP/DVP-
Fraktion, Nikolai Reith, wie folgt:

 

„Bürgerinnen und Bürger mit einer Behinderung sind ein integraler Bestandteil unserer Gesellschaft.
Doch in der Praxis sind wir zu oft von einer gelebten Integration entfernt. Den Ansatz des
Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes, eine durchgängige Barrierefreiheit bei Produkten und
Dienstleistungen herbeizuführen, begrüßen wir daher ausdrücklich. Denn insbesondere der Online-
handel ist für Menschen mit Behinderung von großer Bedeutung – ein barrierefreier Zugang ist hier
besonders wichtig.

 

Doch das richtige und wichtige Gesetz darf nicht davon ablenken, dass insbesondere im Alltag der
Menschen noch viel zu viele Barrieren bestehen. Sei es der kaputte Aufzug am Bahnhof, das nicht
vorhandene Blindenleitsystem in der Altstadt oder kompliziertes Behördendeutsch statt Leichter
Sprache. Teilhabe für Menschen mit Behinderungen an einem vielfältigen sozialen und gesellschaftlichen
Miteinander wird noch immer zu häufig erschwert. Die Folge ist, dass die Betroffenen überproportional
häufig unter Einsamkeit leiden.

 

Die durchgängige Barrierefreiheit bei Produkten und Dienstleistungen darf nur ein Schritt von vielen sein.
Daher fordere ich Minister Lucha auf, ein besonderes Augenmerk auf die Bedürfnisse von Menschen mit
Behinderungen zu legen und Maßnahmen für eine vollumfängliche Integration in Arbeit, Politik und
Gesellschaft zu ergreifen.“


